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Freiheit für wen? 
Zur Debatte um das Urheberrecht
Von Stefan Nies. „Die Debatte ums Urheberrecht nimmt 
ungeahnte Formen an. Da werden Unterzeichner des erst-
mals im Mai 2012 in der ZEIT veröffentlichen Aufrufs 
„Wir sind die Urheber“ (www.wir-sind-die-urheber.de),  
darunter Daniel Kehlmann, Charlotte Roche und Martin 
Walser, öffentlich bedroht. Vereinfachungen und radikale 
Zuspitzungen ersetzen eine dringend notwendige sach- 
liche Auseinandersetzung, die die verschiedenen Interessen 
und dahinter stehenden Akteure klar benennt. Viel Naivi-
tät auf der einen Seite und eine schamlose Ausnutzung gut 
gemeinter Forderungen auf der anderen Seite verbinden 
sich, so dass am Ende insbesondere die Schwächsten, die 
freien Kulturschaffenden und ihre Rechte am eigenen 
Werk, auf der Strecke zu bleiben drohen.

Positionen sortieren, Interessen auseinanderhalten, …

Hier ein kleiner Überblick über die Lager in der Debatte: 
1. Die Verfechter der (vermeintlichen) Nutzerinteressen. 

Eine riesige Szene oft junger Internetnutzer möchte mög-
lichst frei auf Musik, Filme, Spiele, Texte und Bildungsan-
gebote zugreifen können. Aufgrund der immer simpleren 
Möglichkeiten, diese Inhalte über das Netz zu erhalten, 
empfinden sie jede Einschränkung als Eingriff in ihre per-
sönliche Freiheit, als Beschränkung ihrer Entfaltungs- und 
Bildungschancen. Und tatsächlich sind einige von ihnen 
durch Strafanzeigen großer Verwerter und Strafverfol-
gung bedroht, wenn sie zum Beispiel über Tauschbörsen 
illegal Filme erhalten haben. Die Piratenpartei ist maßgeb-
lich aus dieser Szene hervorgegangen. In einem Papier 
zum Wahlprogramm 2013 nennt sie über 80 Einzelpunkte 
für Änderungen am Urheberrechtsgesetz. „Bildung ist viel 
zu wichtig für eine Gesellschaft, sollte frei praktiziert wer-
den können und nicht künstlich verknappt oder verteuert 
werden“, heißt es beispielsweise als Begründung für die 
Forderung, die (Teil-)Nutzung urheberrechtlich geschütz-
ter Werke im Unterricht zu erleichtern. Warum aber die 
Urheber diese Bildungsaufgabe durch Verzicht auf Vergü-
tung indirekt finanzieren sollen und nicht der Staat, indem 
er Nutzungsrechte erwirbt und den Lernenden zur Ver- 
fügung stellt, wird nicht gesagt. Andererseits fordern die 
Piraten die Stärkung der Urheber bei der Weitergabe von 

Nutzungsrechten an Dritte z. B. in Verlagsverträgen und 
wollen ihre Zweitverwertungs-und -rückzugsrechte ver- 
bessern.

2. Die traditionellen Verwerter – also zum Beispiel die 
Verlage, die Musikindustrie, Funk und Fernsehen. Oftmals 
wird in der öffentlichen Diskussion nicht ausreichend  
zwischen Verwertern und Urhebern unterschieden. Den 
Verlagen und besonders der Musikindustrie wird Besitz-
standswahrung vorgeworfen, Teile der Internetgemeinde 
sehen sie gar als überflüssig an, weil Urheber ihre Werke 
doch direkt ins Netz stellen könnten. Die Verlage argumen-
tieren dagegen vor allem, dass ihre Leistungen über den 
reinen Vertrieb hinausgehen: Sie wählen aus, lektorieren, 
sorgen für Qualitätsstandards und Verlässlichkeit, küm-

e d I t o r I a l

Dürfen, müssen, 
können ...
was dürfen unsere Kunden  
eigentlich demnächst mit unseren 
werken anfangen, in denen unser 
wissen, unsere erfahrung, unser 
engagement als Kulturwissen-
schaftler stecken? Müssen wir bald 
eine Menge geld für eine renten-
pflichtversicherung berappen?  
und schließlich: was können wir 
dazu tun, dass aus finanzstarken 
eu-förderprogrammen nicht  
substanzlose Prestigeprojekte  
werden? 

Mit dem urheberrecht, den neues-
ten rentenversicherungsplänen 
und dem eu-leader-Programm 
zeigt diese kulturverrückt mal  
wieder, mit wie vielen fragen  
wir Kulturwissenschaftler uns  
neben unserer eigentlichen arbeit 
beschäftigen dürfen, können  
und müssen. ein Ovg-urteil lässt 
übrigens befürchten, dass der  
umfang der aus bodendenkmal- 
pflegerischer sicht notwendigen 
archäologischen grabungen in 
nrw sinken wird. die themen  
werden uns so bald nicht aus- 
gehen. 

es grüßt

Stefan Nies  
(BfK-vorsitzender)

B o d e N d e N k m a l P f l e g e  B e d r o h t

BfK setzt sich für den erhalt des  

verursacherPrinziPs ein >>> seite 7

da lang oder da lang? die debatte um das urheberrecht  
steht am scheideweg.
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Respekt für die Selbst- 
bestimmung der Urheber

Von Stefan Nies. Im Rahmen der geplanten Rentenreform 
möchte die Bundesregierung alle Selbstständigen zu einer  
Alterssicherung verpflichten. Sie sollen zukünftig nach-
weisen, dass sie in eine private oder gesetzliche Rentenver-
sicherung genügend einzahlen, um zumindest eine Rente 
in Höhe der Grundsicherung zu erhalten. Damit solle zum 
einen Altersarmut vorgebeugt, zum anderen eine Gerechtig-
keitslücke geschlossen werden, da auch viele ausreichend 
verdienende Selbstständige nicht vorsorgen, im Alter dann 
aber Anspruch auf Sozialleistungen haben. Einen konkreten 
Gesetzesentwurf gibt es noch nicht, die Eckpunkte lassen 
aber darauf schließen, dass monatliche Beiträge zwischen 
250 und 350 Euro zu erwarten sind. Für Selbstständige, die 
zum Inkrafttreten der Reform zwischen 30 und 50 Jahre 
alt sind, soll es Ausnahmeregelungen geben, falls sie be-
reits „vorsorgen“ über 50jährige sollen ganz ausgeklam-
mert werden, genauso Selbstständige, die weniger als 400 
Euro im Monat verdienen. Ausgenommen werden auch 

Versicherte der Künstler-
sozialversicherung und 
in berufsständischen Ver-
sorgungswerken. Außer-
dem heißt es in einem 
Papier des Bundesarbeits-
ministeriums: „Die be-
sondere Situation von 
Selbstständigen wird 
durch Möglichkeiten zur 
flexiblen Beitragszahlung 
und durch Beitragsfrei-
heit in der Existenzgrün-
dungsphase berücksichtigt. 
Durch Erleichterungen 
in der Einstiegsphase sol-
len Unternehmensgrün-
dungen nicht gefährdet 

Stellungnahme der Initiative Urheberrecht

Jeder Mensch hat das Recht auf freie Entfaltung seiner Per-
sönlichkeit. Jeder? Mancher Beitrag zur aktuellen Debatte 
zum Urheberrecht in der „digitalen Gesellschaft“ legt die 
Schlussfolgerung nahe, dass dieses Grundrecht Urhebern 
und ausübenden Künstlern teilweise entzogen werden soll: 
Deren Rechte sollen beschnitten werden zu Gunsten vorgeb-
lich neuer Gemeinwohlbelange.

Da wird einem vergütungsfreien, nicht-kommerziellen 
Kopieren und Veröffentlichen im Internet ebenso das 
Wort geredet wie beliebigen Bearbeitungen in Form von 
Remixen und Mashups, solange sie privat oder jedenfalls 
ohne einen Erwerbszweck zu verfolgen, vorgenommen 
werden. Den Betroffenen wird empfohlen, mit Vorträgen, 
Konzerten und ähnlichen Dienstleistungen ihr Geld zu ver-
dienen, statt auf Vergütungen aus ihren Werken und Dar-
bietungen zu hoffen. Ausschließliche Rechte der Urheber 
werden als angeblich innovationsfeindliche und den kultu-
rellen Fortschritt hemmende Möglichkeiten der Urheber 
gegeißelt. Es wird verlangt, so genannte Fair-Use-Klauseln 
im Gesetz zu verankern. Schließlich sollen wegen ver-
meintlicher Unternutzungen oder eines angeblichen Man-
gels an offenen Formaten Schutzfristen radikal verkürzt 
werden. Und all das soll ohne die Zustimmung der Ur- 
heber und ausübenden Künstler erlaubt sein – auch gegen 
deren erklärten Willen.

Keine Frage, über viele Vorstellungen kann und muss 
diskutiert werden. Nicht nur, weil die freie Entfaltung der 
Persönlichkeit nicht isoliert zu haben ist, sondern ihre 
Grenzen an den Rechten anderer findet, also erst recht an 
Belangen der Allgemeinheit. Was aber nicht in Frage  

werden.“ In den Bundestag einbringen möchte die Bun- 
desregierung das Reformpaket in der zweiten Jahres- 
hälfte 2012. Die Änderungen sollen im Jahr 2013 in Kraft 
treten.

Wo beginnt und wo endet die Selbständigkeit?

Die Pläne haben eine Diskussion ausgelöst, auf die Minis-
terin Ursula von der Leyen sogar bereits mit einem Video-
statement auf ihrer Website reagierte. Die Online-Petition 
eines 27jährigen IT-Spezialisten aus Hamburg fand schnell 
über 80.000 Unterstützer. Die Kritik wendet sich einerseits 
generell gegen staatliche Einmischung in die Selbststän-
digkeit und mehr Bürokratie, sieht andererseits viele  
kleine Selbstständige in ihrer Existenz gefährdet, weil sie 
die Beiträge nicht werden aufbringen können. Kritisiert 
wird auch, dass offenbar ähnlich wie bei der Krankenver-
sicherung für Selbstständige nicht das tatsächliche Ein-
kommen bei der Bemessung der Beiträge zugrunde gelegt 
werden soll. DGB, SPD und Grüne sprechen sich zwar für 
eine obligatorische Altersvorsorge aus, verlangen aber eine 
andere Ausgestaltung zum Beispiel mit Zuschüssen für 
Kleinverdiener und einer Beteiligung der Auftraggeber 
von Kleinunternehmern an deren Rentenbeiträgen. Hier 
könnte das Modell der Künstlersozialkasse Pate stehen. 
Die Gewerkschaft Verdi, in der auch über 30.000 Selbst-
ständige organisiert sind, tritt „für eine Vorsorgepflicht  
innerhalb der solidarisch finanzierten gesetzlichen Ren-
tenversicherung ab dem ersten Tag“ ein, um angesichts 
wechselnder Erwerbsphasen von abhängiger Beschäfti-
gung, Selbstständigkeit, Familienphase und Arbeitslosig-
keit eine armutsfeste Altersversorgung aller zu sichern. 

Es ist zu befürchten, dass die derzeit geplante Reform, 
zu deren Ausgestaltung die Unternehmensberatung 
McKinsey eine Machbarkeitsstudie anfertigt, weit weg von 
solchen Zielen bleibt, sondern die Existenz kleiner Selbst-
ständiger gefährdet und die „großen“ verschont.

gestellt werden darf und kann, ist das Selbstbestimmungs-
recht der Urheber und ausübenden Künstler, also das 
Recht, den Umgang mit ihren Werken und Darbietungen 
frei und  ungehindert zu regeln, solange nicht überwiegende 
Gemeinwohlinteressen dagegen stehen.

Vorschlägen, die letztlich diese Basis professioneller  
Berufsausübung von Urhebern und ausübenden Künstle-
rinnen zerstören, muss ebenso eine Absage erteilt werden 
wie solchen Überlegungen, ihre persönlichkeitsrechtlichen 
Befugnisse oder ihre Freiheit künstlerischer Gestaltung zu 
schmälern. Das gilt allemal für den Gesetzgeber. Dieser ist 
eben nicht frei, das Urheberrecht ohne Rücksicht auf  Per-
sönlichkeitsrechte und angemessene Bedingungen der 
Verwertung inhaltlich zu gestalten.

Urheber und ausübende Künstler leisten einen wichti-
gen Beitrag für die Gesellschaft. Ihre Werke sind frei zu-
gänglich, aber nicht in jedem Fall kostenlos. Die Autorin-
nen und Autoren gehören zu denjenigen, die kreativ 
kulturelle Werte (z. T. mit erheblichem Eigenaufwand) 
schaffen, Wissen bündeln, aufbereiten und kommentie-
ren, immer wieder für Innovationsschübe sorgen und auch 
einfach nur unterhalten. Natürlich bauen sie dabei auch 
auf bereits bestehende Werke auf. Das kann jedoch kein 
Grund sein, ihnen z.B. die Pflicht aufzuerlegen, die ver- 
gütungsfreie private Nutzung ihrer Werke zu dulden.

Urheber und ausübende Künstler verdienen Respekt für 
ihre schöpferische, ihre persönliche Leistung. Ihre Kreati-
vität ist ein entscheidender Beitrag für den Zugang zu Kul-
tur, Bildung und Wissen. Sie müssen selbstbestimmt darü-
ber entscheiden dürfen, ob sie von ihren Werken leben 
wollen, wie sie die Verwertung ihrer Schöpfungen vorneh-
men wollen und was sie als Beitrag zur kulturellen Vielfalt 
leisten wollen. Das Urheberrecht bietet dafür eine wesent-
liche Grundlage. Der Respekt vor der Persönlichkeit der 
Urheber und  Künstler muss auch im Umgang mit digita-
len Fassungen ihres Schaffens der Maßstab sein.

Quelle: www.urheber.info

mern sich um Layout und Produktion, platzieren die Wer-
ke auf dem Markt. Außerdem sehen sich die Verlage und 
Musiklabels als Bewahrer von historisch gewachsenen  
materiellen Medienformen, an denen auch „Nutzerinter- 
essen“ hängen, die von der Internetgemeinde oft über- 
sehen werden. 

3. Die Internetindustrie – also zum Beispiel die großen 
Internetplattformen wie YouTube. YouTube gehört Google, 
einem Konzern mit Milliardenumsätzen. Er befindet sich 
derzeit im Streit mit Verwertungsgesellschaften wie der 
GEMA, die die Interessen der Urheber vertreten. Mit ent-
sprechenden Einblendungen beim Abruf gesperrter Werke 
versucht er die Nutzer in dieser Auseinandersetzung für 
sich zu instrumentalisieren.

Bei der Debatte um die Internetzugänglichkeiten wird 
oft den vermeintlich kostenlosen, nämlich werbefinanzier-
ten Onlineplattformen der Internetindustrie das Wort  
geredet und übersehen, dass auch hier viel Geld verdient 
wird (meist an den Urhebern vorbei) und Werbung schließ-
lich nicht ohne Wirkung auf die Nutzer bleibt, sonst wäre 
sie nicht so teuer. Indirekt finanzieren die Nutzer diese An-
gebote also doch. 

4. Die Urheber – Autoren, Musiker, Künstler, Ausstel-
lungsmacher, Wissenschaftler … Egal aus welcher Per- 
spektive man die Verwertung von Werken betrachtet, bei 

den Urhebern liegt das kreative, innovative und informative 
Potential einer Gesellschaft. Dass gerade jene sich vor Ver-
fechtern der „freien Zugänglichkeit“ (die meist viel mehr 
konsumieren als produzieren) für den Wert ihrer Arbeit 
rechtfertigen müssen, erscheint den meisten Urhebern als 
Verkehrung der Verhältnisse. Natürlich gibt es Ausnah-
men, aber der große Teil der Urheber kann bisher kaum 
von seinen Werken leben. Nicht das große Geld, sondern 
der Wunsch, sich künstlerisch auszudrücken, die Gesell-
schaft zu gestalten, kulturelle Werte zu schaffen und zu 
erhalten sowie kreativ zu sein, bestimmt ihr Handeln. 

Wegen dieser gesellschaftlichen Verankerung verstehen 
sich viele Urheber nicht als Lieferanten, sondern auch als 
zu respektierende und entlohnende Kulturschaffende.

…diskussion fortsetzen, aber versachlichen!

Die Debatte um das Urheberrecht betrifft unseren Verband 
auf mehreren Ebenen: Viele Mitglieder des BfK bewegen 
sich in ihrer Arbeit zwischen den traditionell-materiellen 
und den digitalen Ausformungen von Werken und können 
sowohl Urheber als auch Verwerter (z.B. als Kuratoren) 
oder Nutzer sein. Aus Sicht des BfK ist daher eine offene, 
konstruktive und vor allem versachlichte Diskussion er-
wünscht. Durch unseren Beitritt zu Initiative Urheberrecht 
(s.u.) möchten wir dazu beitragen.

Stefan Nies, m.a., vorsitzender 
des BfK und inhaber des Büros für 
geschichte, dortmund. tätig als 
Kurator, autor und Projektmana-
ger für Museen, denkmalpflege, 
stiftungen, verbände und Privat-
unternehmen.

dr. Wolfgang fritzsche hat volks- 
kunde, geographie und ethno- 
logie studiert und ist Mitinhaber 
des Kultur-Büro ahB für kultur- 
wissenschaftliche dientleistun-
gen.  zudem ist er gründungs-  
und vorstandsmitglied des BfK.
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Jeder wie er will? da bleiben  
die urheber auf der strecke.

in der „Initiative urheberrecht“ 
arbeiten gewerkschaften und  
verbände, darunter auch der BfK, 
zusammen, die die interessen  
von urhebern und ausübenden 
Künstlern vertreten. die initiative 
versteht sich als alle sparten  
kreativen schaffens bündelndes 
diskussionsforum, das auch für 
weitere Organisationen offen ist. 
sie tritt aktiv für die Belange aller 
schöpferisch tätigen ein. [sn]

a k t u e l l e  d I S k u S S I o N

Zwangsrente oder gerechte soziale Absicherung?
Zu den Plänen für eine Rentenversicherungspflicht für Selbstständige

k o m m e N t a r

Gefragt ist Mut zu tief  
greifenden Änderungen
Von Wolfgang Fritzsche. Auf den ersten Blick erscheint das 
Vorhaben der Bundesregierung plausibel: Können wir es 
hinnehmen, dass immer mehr Menschen mangels fester 
Stellen oder angemessener Honorare in eine Freiberuflich-
keit gedrängt werden, deren Einkommen für eine qualifi-
zierte Altersvorsorge nicht ausreicht? Diese Menschen fal-
len irgendwann einmal der Gesellschaft zur Last, weil die 
Sozialkassen für deren Grundsicherung aufkommen müs-
sen. Andererseits: Warum und mit welchem Recht mischt 
sich der Staat in unsere Belange als Freiberufler ein, woher 
nimmt er das Recht, uns eine staatliche Altersversorgung 
auf zu oktroyieren, deren Rendite denkbar schlecht ist? 
Das tut er doch nur, um das derzeitige marode System zu 
finanzieren und die Menschen, die jetzt als „neue“ Bei-
tragszahler hinzukommen, interessieren ihn doch in Wirk-
lichkeit gar nicht. Er will nur unser Geld. 

Tatsächlich? Beide Sichtweisen sind zu einfach. Das Pro-
blem liegt woanders. Nämlich darin, dass sich bereits jetzt 
viel zu viele Menschen aus dem Sozialsystem (Rente, Kran-
kenkasse etc) verabschiedet haben bzw. daraus verabschie-
det wurden, weil sie nicht in die starren Strukturen passen. 
Zudem wurden in der Vergangenheit viel zu viele sach-
fremde Ausgaben aus diesen Kassen zu bestritten. Jetzt 
kommt noch der demografische Wandel hinzu und so 
klammern sich viele Politiker an ein völlig veraltetes, über-
holtes System. Um es klar auszudrücken: Das System war 
mal das beste der Welt, jetzt ist es aber überholt und wird 
mittelfristig kaum noch tragfähig sein. Wir brauchen des-
halb ein neues System sozialer Sicherung, das sich auf die 
jetzt herrschenden gesellschaftlichen Bedingungen ein-
lässt. Von der Politik muss daher verlangt werden, völlig 
neue Strukturen zu entwickeln und die überholten über 
Bord zu werfen.
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Gerade der Kultur kommt in diesem Zusammenhang be-
sondere Bedeutung zu, sind es doch nicht selten histori-
sche und kulturelle Besonderheiten, an denen regionale 
Identitätsbildung ansetzt und durch die Gemeinschaftsge-
fühl geweckt wird. Darüber hinaus gilt Kultur mittlerweile 
aber auch – wie eingangs zitiert – als immer härterer 
Standort- und damit Wirtschaftsfaktor. Kultur schafft letzt-
lich beides: Zusammenhalt und Gewinn! Mit ihr scheint 
die Regionalentwicklung das Ei des Kolumbus entdeckt zu 
haben – 50%-Föderung durch LEADER inklusive…

Doch auf Seiten der traditionellen Kulturförderung, etwa 
bei Museumsberatungsstellen oder in der Heimatpflege, 
wächst die Skepsis gegenüber dem neuen Förderinstru-
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Von Jochen Ramming. „Kultur wandelt sich von einem  
weichen zu einem harten Standortfaktor“, stellte jüngst 
Åsa Peterson, Geschäftsführerin der „Region Mainfranken 
GmbH“, einer von Kommunen und  Gebietskörperschaften 
getragenen Regionalentwicklungsgesellschaft, fest. Hinter 
dem hier diagnostizierten Wandel steht offensichtlich die 
schlichte Einsicht, dass Kultur – weit mehr als bislang  
gedacht – ökonomische Effekte generiert; jüngst entdeckt 
bei der Kreativwirtschaft oder schon länger bekannt in der 
Tourismusbranche. Kulturförderung wird daher in letzter 
Zeit immer stärker als Zukunftsinvestition verstanden: 
Aus einer „freiwilligen Leistung“ der öffentlichen Hand, 
die bei knapper Kassenlage jederzeit eingestellt werden 
konnte, ist mittlerweile vielfach verantwortungsvolle und 
nachhaltige Entwicklungspolitik geworden.

Die EU stellt zur Unterstützung nachhaltiger Entwick-
lungsmaßnahmen vor allem in ländlich strukturierten Ge-
bieten gewaltige Fördersummen zur Verfügung. Dabei 
spielt im Hinblick auf eine mögliche  Kulturförderung ins-
besondere das seit 1991 in mehreren Förderphasen aufge-
legte LEADER-Programm (Liaison Entre Actions de Déve-
loppement de l’Economie Rurale) eine gewichtige Rolle. 
Von 169 für den bayerischen Regierungsbezirk Unterfranken 
registrierten musealen Einrichtungen nahmen bislang 
mindestens 17 Institutionen, zum Teil sogar mehrfach, 
Fördermittel aus diesem Programm in Anspruch; eine ganze 
Reihe weiterer Projekte ist in Vorbereitung. Dieser Anteil 
von rund 10% mit EU-Mitteln geförderten Museen in Un-
terfranken steigert sich in einzelnen Landkreisen mitunter 
bis auf 25% aller entsprechenden Einrichtungen. Damit 
schwingt sich das LEADER-Programm offenkundig zu  
einem herausragenden Förderinstrument für Museen im 
ländlichen Raum auf.

Doch LEADER ist kein Kulturförderprogramm, sondern 
ein Fonds zur Unterstützung regionaler Entwicklungspro-
jekte! Die Ursprünge von LEADER liegen in der „Gemein-
samen Agrarpolitik“ (GAP) der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft, die anfangs allein die Autarkie der euro- 
päischen Lebensmittelproduktion zum Ziel hatte. Milch- 
seen und Butterberge, aber auch Bauernsterben und Land- 
flucht machten ab Beginn der 1980er Jahre eine Neuaus-
richtung der Agrarpolitik unumgänglich. Anstelle einer 
ausschließlich auf den landwirtschaftlichen Sektor aus- 
gerichteten und zudem streng wachstumsorientierten Ent-
wicklungspolitik gewannen nun Konzepte zu nachhaltiger 
Entwicklung der ländlichen Regionen unter Einbeziehung 

auch nicht agrarischer Ökonomien sowie sozialer, ökologi-
scher und kultureller Aspekte an Gewicht. 1988 kam es 
dann auch zur Reform der EU-Strukturfonds, so dass künftig 
Initiativen zur Erreichung der neugesteckten Ziele finan-
ziert werden konnten. Eine dieser Initiativen war das 1991 
erstmals – damals in kleinem Rahmen – aufgelegte LEA-
DER-Programm. Der sofortige Erfolg führte zu kontinuier-
lichen Neuauflagen: In der dritten Förderphase zwischen 
2000 und 2006 wurden europaweit bereits 2 Milliarden 
Euro Fördermittel ausgeschüttet. In der soeben zu Ende 
gehenden vierten Phase standen allein in Bayern 73,4 Mil-
lionen Euro zur Verfügung. Der Anreiz, auf diese üppig 
fließenden Mittel zuzugreifen, ist groß, können damit doch 
bis zu 50% der Kosten für eine Regionalentwicklungsmaß-
nahme finanziert werden.

Wie jedoch entsteht ein (kulturelles) Regionalentwicklungs-
projekt mit Aussicht auf Unterstützung aus dem LEADER-
Programm? Grundsätzlich stellt LEADER der bloßen und 

dirigistischen Subventionierung des agrarischen Sektors 
die Idee einer selbstverantwortlichen und umfassenden – 
„integrierten“ –  Regionalentwicklung durch die ansässige 
Bevölkerung gegenüber. Im ideal gedachten Ablauf eines 
LEADER-Prozesses müssen sich lokale Akteure unter Ein-
beziehung von Fachleuten zu einer so genannten „LEADER- 
Aktionsgruppe“ zusammenschließen, die Region ihres 
Handelns definieren und deren Potentiale bzw. Hemmnis-
se ermitteln. Aus diesen gemeinschaftlichen Überlegungen 
entwickelt die Aktionsgruppe dann Handlungsziele und 
konkrete Maßnahmen, fasst diese in einem regionalen 
Entwicklungskonzept (REK) zusammen, beschließt dann 
selbst die Realisierung einzelner Projekte und begleitet  
zuletzt die Umsetzungsarbeiten. Vorraussetzung jeder 
LEADER-Förderung ist dabei das konsequente Verfolgen 
des „Bottom-Up“-Prinzips, das zwingend die gemeinschaft- 
liche Projektentwicklung durch lokale Akteure einfordert.

Ziel dieses aufwändigen Prozesses ist dabei unter ande-
rem die Identifikation der Einwohner mit der Region ihres 
eigenen Handelns: Jeder darf und soll die Zukunft seines 
Lebensumfeldes mitgestalten – Lebensqualität und Orts-
bindung sollen so gestärkt werden: Als Maßnahmen gegen 
Abwanderung und die Verödung ländlicher Strukturen. 

dr. Jochen ramming, m.a., geb. 
1968 in schweinfurt, studierte 
volkskunde, Kunstgeschichte und 
archäologie an der Julius-Maxi- 
milians universität in würzburg. 
1997 gründete er mit seiner Part-
nerin das Kulturbüro franKonzept. 
arbeitsschwerpunkte sind seither 
die Konzeption und realisierung 
von ausstellungen und Museen, 
die durchführung volkskundlicher 
forschungsprojekte sowie die  
initiierung und Koordination von 
regionalentwicklungsmaßnahmen 
im Kulturbereich (www.frankon-
zept.de). 2008 promovierte  
Jochen ramming über zivile uni-
formierungsprozesse zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts und nahm  
regelmäßig lehraufträge am  
germanistischen institut der  
universität würzburg wahr.

ment. LEADER – so lautet die Kritik – gefährde die nach-
haltige und kontinuierliche Museums- und Kulturarbeit, 
da LEADER nur Investitionen, nicht aber den Betrieb för-
dere und zudem explizit auf deutliche Alleinstellungs-
merkmale jedes Einzelprojekts poche sowie auf eine größt-
mögliche Öffentlichkeit. Sammlungspflege, Inventarisie-
rung oder gezielte Forschung sind über LEADER nicht 
finanzierbar. Stattdessen werden oft neue Ausstellungen 
mit prägnanten Themen- und Zielsetzungen aus dem Boden 
gestampft, die einerseits traditionelle Museen mit einem 
eher indifferenten Sammlungsauftrag an den Rand drän-
gen und andererseits scharf zugespitzte regionale Außen-
bilder produzieren. Aus landwirtschaftlich geprägten und 
in Heimat- und Landschaftsmuseen so auch repräsentier-
ten Regionen werden klar voneinander abgegrenzte Gebiete 
mit einer öffentlichkeitswirksam vorgetragenen kulturellen 
Einzigartigkeit. Die wirkt aber oft eher wie eine Marketing- 
idee und nicht wie die gemeinschaftlich entwickelte Iden-
tität lokaler Akteure. Die immensen Förderanreize, die 
LEADER dabei bietet, vergrößern zusätzlich die Gefahr, 
dass politische Amtsträger – ohne wirkliche Rückbindung 
zu lokalen Akteuren versuchen, kulturelle Regionalent-
wicklung mit Prestigeprojekten zu betreiben.

Freiberufliche Kulturwissenschaftler stellt diese Span-
nungslage vor Herausforderungen, die ein hohes Maß an 

Einfühlungsvermögen in kulturpolitische und kulturhisto-
rische Strategien und Zusammenhänge erfordern. Denn 
selbstverständlich ist die Initiierung und Realisierung von 
Kulturprojekten im Rahmen von Regionalentwicklungs-
programmen ein lohnendes Betätigungsfeld; jedoch bedarf 
es – bei aller Lukrativität entsprechender Aufträge – stets 
einer verantwortungsbewussten Abwägung. Nicht jedes 
denkbare – und mit Mitteln aus dem LEADER-Programm 
finanzierbare – Projekt ist auch ein gutes Projekt im Sinne 
einer nachhaltigen regionalen Kultur- und Museumspoli-
tik; und umgekehrt müssen Kommunen und ländliche Re-
gionen als mögliche Projektträger nicht alle Vorbehalte 
und Direktiven übergeordneter Beratungsbehörden wider-
standslos hinnehmen. Externe Projektentwickler müssen 
hier stets deutlich Stellung beziehen und kulturdirigisti-
sche Übergriffe ebenso abwehren wie überschäumende Vi-
sionen von zusammenhanglos in die Regionen gepflanzten 
kulturellen Großprojekten. Die Basis für ein solchermaßen 
verantwortungsvolles Handeln kann und muss ein tief-
gründendes Verständnis für die kulturellen Bedürfnisse 
und für die historischen Bedingtheiten der Regionen sein, 
wie sie nur erfahrene Kulturwissenschaftlerinnen und 
–wissenschaftler vorweisen können.

Mitglieder werben –  
Mitglied werden

www.b-f-k.de 

Mitglieder des BfK, die ein neues Mitglied werben,  
erhalten 50 Prozent eines Jahresbeitrags erstattet.
Infos unter:

kultur 
     rücktver

kultur 
     rücktver
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Nachhaltige Regionalentwicklung –  
Verantwortungsvolle Kulturförderung
EU-Förderprogramme als Herausforderung für Kulturwissenschaftler

Oben: das literaturhaus  
wipfeld ist Museum und lese- 
bühne in einem. rechts oben:  
das fränkische Bildstockzentrum 
egenhausen steht im Mittelpunkt 
eines weitverzweigten thema- 
tischen wander- und radwege- 
netzes. rechts: Beim Projekt 
„Kräuter, Kraut und rüben“ soll 
der gemüseanbau in sennfeld 
durch gruppenfahrräder erschlos-
sen werden. Bürgermeister und 
geldgeber fahren das gerät  
probeweise durch die flur.  
(fotos: Jochen ramming)

Oben: Museale ausstellungen  
sind oftmals teil regionaler ent-
wicklungsprojekte, die jedoch 
stets in umfassendere Maßnahmen  
eingebunden sein müssen.  
das gipsinformationszentrum 
sulzheim zeigt eine ausstellung 
zum thema gips. rechts: im  
literaturhaus wipfeld werden  
vier örtliche literaten museal  
präsentiert. (fotos: Jochen  
ramming)
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Bodendenkmalpflege in NRW bedroht
Der BfK setzt sich für den Erhalt des Verursacherprinzips bei Grabungen ein

B f k - f a c h t a g u N g  I N  W ü r z B u r g

Praxiserfahrungen mit digitalen  
Dokumentationstechniken

Von Elisabeth Ida Faulstich und Martha Aeissen. Fast un- 
bemerkt von Öffentlichkeit und Politik steht die in den 
letzten 20 Jahren erfolgreich realisierte flächendeckende 
Bodendenkmalpflege in Nordrhein-Westfalen vor dem 
Aus. Zugleich bedeutet dies für eine ganze Branche, die  
archäologischen Fachfirmen, die Bedrohung ihrer wirt-

schaftlichen Existenz. Sie 
sind mit geschätzten 250 
bis 350 Mitarbeitern in 
NRW der größte Arbeit- 
geber für archäologisches 
Fachpersonal vom Wissen-
schaftler bis zum Grabungs-
facharbeiter. Im Interesse 
seiner Mitglieder, darunter 
viele Ausgrabungsfirmen, 
setzt sich der Bundesver-
band freiberuflicher Kultur-
wissenschaftler e.V. für den 
Erhalt der bewährten Struk-
turen ein. Der BfK fordert 
eine rasche Änderung des 

Denkmalschutzgesetzes, die eine Kostenbeteiligung des 
Bauträgers (das sogenannte Verursacherprinzip) eindeutig 
festlegt.

Anlass ist ein Urteil des OVG Münster – erstritten von 
einer kleinen Wirtschaftslobby –, welches feststellt, dass es 
dem Denkmalschutzgesetz Nordrhein-Westfalens an einer 
klaren Formulierung fehlt, wer die Kosten einer Rettungs-
grabung zu tragen habe. Überfällig ist eine solche Rege-
lung nicht erst seit dem OVG-Urteil vom September 2011, 
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Graf Hans springt über den Rhein
Erlebnis-Stadtouren der besonderen Art

Von Barbara Krull. Man nehme eine Idee, recherchiere die 
Geschichte, entwickle eine Figur. Was fehlt noch? Ach ja, 
die Figur braucht ein Kostüm, einen Text, sie braucht einen 
Weg, eine Bühne und eine Anleitung. War es das? Nein, 
der Gast ist heute anspruchsvoller. Etwas für den Magen, 
etwas für die Sinne, Unterhaltung und Spaß sollen dabei 
sein. Das Ergebnis ist ein amüsanter, unterhaltsamer Stadt-
rundgang mit wissenschaftlich fundiertem Lokalwissen, 
von dem Einiges in Erinnerung bleiben wird. Die Entwick-
lung und Installierung einer neuen TIMEWALKING-Tour 
dauert meist bis zu einem Jahr. Wir beginnen mit der Re-
cherche im Archiv, sprechen mit Zeitzeugen, besuchen 
Museen und sichten ihre Bestände. So versuchen wir die 
Seele einer Stadt oder eines Ortes zu erspüren. 

Die Mischung aus wissenschaftlicher Arbeit, Recherche 
und handfester praktischer Arbeit macht dabei den Reiz 
für einen Kulturwissenschaftler aus. Langweilig wird es nie.

arbeit zwischen kultur und tourismus

Eine besondere Erfahrung war der Aufbau der Graf Hans 
Tour in Laufenburg, einer Kleinstadt am Hochrhein  

nahe Basel im Grenzbereich 
zwischen Deutschland und 
der Schweiz. Nach mehreren  
Gesprächen mit der Stadt-
verwaltung Laufenburg und 
dem Bürgermeister von Lau-
fenburg/Baden wurde der 
Auftrag erteilt, der zunächst 
die Nutzung der von uns 
entwickelten Tour umfasste. 
Das Konzept, inklusive Dreh-
buch, Kostümen, ausgebilde-

ten Schauspielern, Werbekonzept und Buchungsanleitung 
bleibt dabei in unserem Besitz. Werbung, Durchführung 
und Buchungsvorgang verlaufen in enger Kooperation von 
TIMEWALKING mit den Auftrag gebenden Gemeinden und 
deren Institutionen. Das Ganze wird mittels eines Werbe-
kostenzuschusses finanziert, der die Kosten für den Auf-
bau der Führung deckt. Der Vorteil liegt hier eindeutig bei 
den Auftraggebern. Sie können ihr Kostenrisiko minimieren, 
indem sie die Führung über einen Zeitraum von ein bis 

zwei Jahren auf ihre Wirtschaftlichkeit hin testen und erst 
dann entscheiden, ob ein Kauf stattfindet. Die Stadt Laufen- 
burg entschied sich nach einem Jahr für die Gesamtüber-
nahme der „Graf Hans Tour“ durch die Ablösung der noch 
ausstehenden Summe.

Die Entwicklung der Führung begann wie üblich mit der 
Wahl der Figur. Als Imageträger war Graf Hans IV. von 
Laufenburg geradezu prädestiniert. 1386 musste der als 
„lustiger Hans“ bekannte Adlige seine Stadt wegen Über-
schuldung an das Haus Habsburg-Österreich verkaufen. 
Dennoch war er bei der Bevölkerung sehr beliebt, weil er 
den „Hotzenwäldern“ ihre Rechte verbriefte. Als Volks-
kundlerin legte ich bei der Erarbeitung ein besonderes  
Gewicht auf die heutigen Beziehungen der Grenzregion  
Baden am Hochrhein und der gegenüberliegenden 
Schweiz. Verschiedene Mentalitäten und politische Struk-
turen stoßen hier auf engstem Raum aufeinander und 
mussten sensibel berücksichtigt werden. Deutschland und 
die Schweiz sollten dabei gleichberechtigt behandelt  
werden. Dies bezog sich auf die Aufenthaltsdauer der  
Gäste in den beiden Teilen, ebenso wie auf die kulina- 
rischen Stationen. Sogar die Schauspieler sollten paritätisch 
aus beiden Stadtteilen stammen.

Graf Hans wurde als eine Figur entwickelt, die aus ihren 
eigenen historischen Zusammenhängen als Besucher in die 
heutige Welt kommt, dabei aber auch über die Gegenwart 
berichtet. Bei der historischen Recherche fand sich umfas-
sende Literatur in den Stadtarchiven von Laufenburg Baden 
und Laufenburg Schweiz. Historisch bezog sich dies vor 
allem auf die unterschiedlichen Linien des Hauses Habs-
burg. Geographisch rückte der Rhein als Grenzfluss in den 
Mittelpunkt. Die ehemaligen Stromschnellen, „der Lau-
fen“, stellten eine Herausforderung dar, die später durch 
die Sprengung und Umgestaltung überwunden wurde. 

Die Akzeptanz der von uns entwickelten Imagefigur 
ging schließlich soweit, dass Graf Hans zum Werbeträger 
der beiden Städte wurde. So verbinden sich Kulturarbeit 
und Tourismus auf das Engste. Gerade wenn Schauspieler 
und Laien Führungen ausarbeiten und anbieten, ist dabei 
die fundierte wissenschaftliche Arbeit unter Einbeziehung 
von Kulturwissenschaften, Geschichte und Volkskunde  
unerlässlich.

Barbara krull m.a. studierte  
volkskunde, Klass. archäologie 
und alte geschichte. 2002 grün-
dete sie das unternehmen tiMe-
walKing tiMetalKing, welches 
gemeinden, Kommunen und  
firmen Konzepte für erlebnis- 
touren anbietet und entwickelt. 

Projektkonzeption
tiMewalKing tiMetalKing
Barbara Krull M.a.

Projektleitung
Maria theresia rist
silvia Blaser

auftraggeber 
stadt laufenburg Baden
tourismus- und Kulturamt  
laufenburg
stadt laufenburg (ch)
verkehrsbüro laufenburg
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Über hundert Teilnehmer, darunter erfreulich viele jün- 
gere Kollegen, hatten sich in der Würzburger Residenz ein-
gefunden, um Vorträge aus den Bereichen der archäolo-
gisch geprägten Naturwissenschaften zu hören und sich 
über den Einsatz von neuen Technologien in der Archäolo-
gie zu informieren. 

Eröffnet wurde die Tagung mit Vorträgen aus der Anthro-
pologie, die in den letzten Jahren bedeutende Fortschritte 
in neuen Analyseverfahren vorzuweisen hat. Ausgrabungen 
mit Gräbern können nicht mehr auf die Zusammenarbeit 
mit solchen Spezialisten verzichten, denn die Ergebnisse 
anthropologischer Untersuchungen erzählen in der Regel 
weit mehr über den Bestatteten als das archäologische Um-
feld. So entsteht eine Sammlung von Lebensgeschichten 
einzelner Individuen, über die wiederum Rückschlüsse auf 
gesellschaftliche Umstände möglich sind, die uns durch 
historische Quellen nicht überliefert sind. 

Dazu gab es Beispiele aus der Archäobotanik und der 
Geoarchäologie, die ebenso die wissenschaftliche Bewer-
tung archäologischer Ausgrabungen hervorragend unter-

stützen. Eine immer wiederkehrende Frage in der Archäo-
logie ist: Wie alt ist das? Eine Einführung in die C14- 
Methode und den Möglichkeiten und Tücken der Kohlen- 
stoffdatierung gab Antworten. Den Blick auf archäologische 
Denkmäler ohne Ausgrabung vermittelten Berichte über 
den Einsatz geophysikalischer Methoden und deren kriti-
sche Hinterfragung. Sie zeichneten ein umfassendes Bild 
zum derzeitigen Stand der Geophysik in der Archäologie 
und der erfolgreichen fachübergreifenden Zusammen- 
arbeit. Digitale Bilder in 3D haben ihren Exotenstatus in der 
archäologischen Dokumentation verloren. Neue Techniken 
erlauben es mittlerweile fast jedermann, eine 3D-Punktwolke 
zu erzeugen. Auf der Tagung wurde ein überzeugendes 
Komplettsystem archäologischer 3D-Dokumentation ebenso 
vorgestellt wie die Vielfalt und Schwierigkeit des 3D-Laser-
scannings, etwa im Bergbau untertage oder bei der bauhisto-
rischen Untersuchung eines eingestürzten Hauses. Außer-
dem ging es um Kombinationen von digitalen Verfahrens- 
weisen und die Verarbeitung der Daten mit entsprechender 
Software.

Referenten gaben zu bedenken, dass nicht jede 3D-Auf-
nahme zu einem sinnvollen und den wissenschaftlichen 
Ansprüchen genügenden Ergebnis führt. Das vorläufige 
Ergebnis hierzu könnte man in einem „eingeschränkten 
Ja“ zur digitalen Technik zusammenfassen. [EIF]

graf hans, hier als comicfigur,  
vor der Kulisse laufenburgs  
am hochrhein. (foto: stadt  
laufenburg)

ausgrabung im ehem. Kloster  
altenberg. hier ist vor allem  
handarbeit gefragt. (foto:  
Manuel hofmann)

Bei der von Mitgliedern des BfK 
und des saB (selbstständige  
archäologen Bayerns) vorberei- 
teten tagung wurden sowohl vor-
teile als auch grenzen digitaler 
dokumentationstechniken aufge-
zeigt und in diskussionen lebhaft  
erörtert. (foto: daniel stemper)

die tagungsbeiträge sollen  
demnächst als netzpublikation 
veröffentlicht werden.

nebenstehenden text hat der  
BfK als Presseerklärung heraus- 
gegeben. Kontakt: dr. elisabeth 
faulstich, BfK-archäologiereferen-
tin, elisabeth.faulstich@b-f-k.de

www.bundesakademie.de

www.facebook.com/Bundesakademie

post@bundesakademie.de

Ort für Kunst, Kultur und ihre Vermittler/innen

anzeige

sondern bereits seitdem die Bundesrepublik Deutschland 
2003 dem Europäischen Abkommen zum Schutz des  
archäologischen Erbes, der sogenannten Konvention von 
Malta, beigetreten ist.

Die grundlegende Frage ist, ob ein Investor – wie bereits 
seit mehr als 20 Jahren praktiziert und in der Konvention 
von Malta festgelegt – im Rahmen des Zumutbaren die 
Kosten für eine Ausgrabung zu tragen hat, die ausschließ-
lich durch sein Bauvorhaben veranlasst ist, oder ob zu-
künftig die öffentliche Hand und damit der Steuerzahler 
dafür aufkommen soll.

Die Kapazitäten der staatlichen Institutionen der Denk-
malpflege, durch Einsparungsmaßnahmen in den letzten 
Jahren ohnehin geschwächt, reichen nur zur Bewältigung 
eines Viertels der Ausgrabungen aus. Das Gesamtvolumen 
der archäologischen Maßnahmen lag in den letzten Jahr-
zehnten bei jährlich etwa 40 Millionen Euro. Da im Haus-
halt von NRW zusätzliche Mittel für die Bodendenkmal-
pflege in Höhe von 30 Millionen Euro nicht zur Verfügung 
stehen, sind drei Viertel der von Baumaßnahmen betroffe-
nen Bodendenkmalsubstanz derzeit von der Zerstörung 
durch den Bagger bedroht.

Das OVG-Urteil hat ein Vakuum hinterlassen, welches 
möglichst rasch gefüllt werden muss. Der BfK tritt gegen-
über der neuen Landesregierung für eine rasche Änderung 
des Denkmalschutzgesetzes ein, die eine Kostenbeteiligung 
des Bauträgers (das sogenannte Verursacherprinzip) ein-
deutig festlegt. Nur so lässt sich die Bodendenkmal- 
pflege langfristig sichern, werden die Arbeitsplätze bei den 
Fachfirmen erhalten und der Landeshaushalt vor zusätz- 
lichen Kosten bewahrt.



keiten sind dabei gefragt, welche Formen der Zusammenarbeit 
und Prägungen institutioneller Organisation erscheinen er-
folgversprechend? 

Die Teilnehmer der Tagung sind eingeladen, ihre Erfahrun-
gen im Rahmen offener Tagungsmodule in die Diskussion 
einzubringen. Tagungsformen: Impuls- und Fachvorträge, 
Projektvorstellung, Open Space, Plenum, informeller Aus-
tausch. Die Tagungsgebühr wird ca. 120,00 Euro inkl. Vollver-
pflegung betragen, es gibt einen reduzierten Beitrag für BfK-
Mitglieder. [TH]

25.–27. april 2013, wolfenbüttel, Bundesakademie für kulturelle Bildung
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Dokumentarfilmerin  
zu Gast beim BfK
Die Volkskundlerin Frauke Paech, die seit vielen Jahren als 
freiberufliche Dokumentarfilmerin arbeitet und durch  
ihren im Großraum Hamburg vielfach aufgeführten Film über 
die Sturmflut 1962 bekannt geworden ist, berichtete beim 
Frühjahrstreffen der BfK-Regionalgruppe. 

Ihre Auftraggeber sind üerwiegend Museen, Geschichts-
werkstätten, wissenschaftliche Institute und ähnliche Einrich-
tungen, die Finanzierung erfolgt zumeist über eine Projektför-
derung durch Dritte. Der Aufwand für ein Filmprojekt, so 
erläuterte Paech, sei in technisch-logistischer, personeller und 
zeitlicher Hinsicht enorm hoch. Daher seien viele Projekte un-
terfinanziert. Umgekehrt sei selbst bei häufigen Aufführun-
gen einzelner Dokumentarfilme kein nennenswertes zusätzli-
ches Honorar bzw. Lizenzeinnahmen zu erwarten. [NF]

Nächstes regionaltreffen hamburg und umgebung: donnerstag,  
18. Oktober 2012, 19 uhr. gast: stefan nies, BfK-vorsitzender

N a c h r u f

Trauer um Matthias Kümmel M. A.
„Der Tod ist gewissermaßen eine Unmöglichkeit,  
die plötzlich zur Wirklichkeit wird.“    Johann wolfgang von goethe

Am 16. Juli 2012 ist Matthias Kümmel durch einen tragi-
schen Unfall im Alter von nur 39 Jahren tödlich verun-
glückt.  Mit ihm verlieren wir einen beliebten Kollegen und 
anerkannten Wissenschaftler.  Durch sein stets freundliches 
und hilfsbereites Wesen hat er sich die Zuneigung aller erwor-
ben. Wir werden ihn immer in guter Erinnerung und in un- 
seren Herzen behalten.
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Occupy Museum?
Partizipation, Inklusion, Integration, kulturelle Teilhabe bil-
dungsferner Schichten, barrierefreier Zugang, Nachhaltigkeit 
– neue Schlagwörter bestimmen den aktuellen Diskurs über 
den Sinn und die Aufgaben der Museen. Was aber bedeuten 
sie für die museale Praxis? In Kooperation mit der Bundes- 
akademie für kulturelle Bildung und der Bundeszentrale für  
politische Bildung/bpb fragt der BfK acht Jahre nach der  
Tagung „Das Magische Dreieck – Die Museumsausstellung als 
Zusammenspiel von Kuratoren, Museumspädagogen und  
Gestaltern“ (2005) angesichts gesellschaftlicher Paradigmen-
wechsel erneut nach den aktuellen Entwicklungen in den  
musealen Berufsbildern und nach der Zukunft des Arbeits-
platzes Museum. 

Das zunehmende Bedürfnis nach gesellschaftlich-politi-
scher Teilhabe und eine wachsende öffentliche Skepsis gegen-
über tradierten Wissens- und Autoritätsmonopolen haben 
auch die Museen inzwischen erreicht. Neue Formen musealer 
Praxis werden diskutiert, eingefordert und erprobt. Dabei 
wird offensichtlich, dass die Beschränkung auf die klassischen 
Aufgaben Sammeln, Bewahren, Forschen, Ausstellen und Ver-
mitteln nicht mehr ausreichen, um dem Museum einen rele-
vanten und wirksamen Platz in der Mitte der Gesellschaft zu 
verschaffen. Wie verhält sich das neue Bild vom demokrati-
sierten Museum als Labor oder als Open Space zu den beste-
henden institutionellen Strukturen und Hierarchien und wel-
che Herausforderungen entstehen dadurch für die Museums- 
mitarbeiter/innen? Welche fachlichen und persönlichen Fähig- 
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Im Schein des unendlichen.  
romantik in der gegenwart 
sinclair-haus 
13.12.2012–24.2.2013 
„wer romantik meint, meint  
moderne Kunst, das heißt die  
intimität, die spiritualität, die 
farbe und das streben nach  
dem unendlichen ausgedrückt 
mit allen verfügbaren Mitteln 
der Kunst“, definierte charles 
Baudelaire 1848. davon ausge-
hend präsentiert die ausstellung 
13 Künstlerinnen und Künstler – 
von Marina abramovíc bis  
Bill viola –, deren arbeiten  
sich mit der idee der romantik 
verbinden. 
www.altana-kulturstiftung.de

B o N N

lob der torheit.  
Narren. künstler. heilige 
Kunst- und ausstellungshalle  
der Bundesrepublik deutschland 
31.8.–2.12.2012 
schamanen, narren, wahrsager, 
Künstler, helden und Medizinmän-
ner – die ausstellung beleuchtet 
(über)menschliche grenzgänger 
der verschiedensten zeitepochen 
und Kulturkreise.  
www.bundeskunsthalle.de/

d r e S d e N

die leidenschaften 
hygienemuseum 
bis 30.12.2012 
Mit einer spannungsreichen  
gegenüberstellung von kostbaren 
wie alltäglichen exponaten hat die 
australische Kuratorin catherine 
nichols ein theaterstück zur Kul-
turgeschichte der leidenschaften 
von der antike bis in unsere  
gegenwart entwickelt. die Besu-
cherinnen und Besucher erleben 

in einem begehbaren und sich  
von akt zu akt verwandelnden 
Bühnenbild ein drama, in dem  
die leidenschaften als haupt- 
figuren auftreten.  
www.dhmd.de

l e I P z I g

mutec + denkmal – europäische 
messe für denkmalpflege, restau-
rierung und altbausanierung 2012 
neues Messegelände leipzig,  
halle 2 
22.–24.11.2012 
zu den zentralen themen der 
Mutec gehören Museumsarchi- 
tektur, Museumsbau, sicherheits-, 
umwelt- und Klimatechnik, aus-
stattung und szenografie, Besu-
cherservice, leitsysteme, ticke-
ting, audiotechnik, licht, Multi- 
media, interaktive systeme, 
museumspädagogische Konzepte, 
depot und archiv, datenmanage-
ment sowie einrichtungen für den 
wissenschaftlichen Betrieb. die 
denkmal, die sich komplex mit 

themen rund um die denkmal- 
pflege befasst, findet das 10. Mal 
statt, diesjährig in Kooperation 
mit russland. 
www.mutec.de 
www.denkmal-leipzig.de

r a t I N g e N

glanz und grauen –  
mode im „dritten reich“ 
lvr-industriemuseum 
bis 27.1.2013 
was hatte Kleidung mit dem ns-
regime zu tun? wie politisch war 
der alltag? wie politisch war  
Kleidung? diesen und anderen 
fragen geht diese ausstellung 
nach. über 200 originale Klei-
dungsstücke – vom eleganten 
abendkleid über dirndl bis hin  
zu Kostümen und uniformen – 
sind zusammen mit 300 weiteren 
exponaten zu sehen. die ausstel-
lung entstand in Kooperation mit 
der Philipps-universität Marburg, 
die gemeinsam mit dem lvr- 
industriemuseum im rahmen  

eines forschungsprojektes Klei-
dung und Kleidungsverhalten  
in den 1930er und 40er Jahren  
untersucht. 
www.glanz-und-grauen.lvr.de

I N f o a B e N d :

erfolgreIch SelBSt- 
StÄNdIg SeIN uNd BleIBeN  
dortmund, 23.10.2012,  
18.30–22 uhr 
info- und netzwerksabend der 
ver.di-selbstständigengruppe 
dortmund zusammen mit der  
Kooperationsstelle wissen-
schafts-arbeitswelt, dortmund
in drei parallel stattfinden-
den workshops werden die 
themen erfolgsstrategien, 
rechtsformen und förder-
möglichkeiten für solo-
selbstständige erörtert. die 
veranstaltung wird mit einem 
„visitenkartenplausch“ enden. 
Ort und Programm demnächst 
auf der bfk-website.

INfothek


